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Ergänzende Hinweise und Hilfen zum Ausfüllen des Antrags 

 
Zum Punkt 1: Angaben zum Kind, für das die Leistungen beantragt werden 

Rechtliche Vertretung 

Beistandschaft: Bei einer Beistandschaft hilft das Jugendamt dem Kind bei bestimmten Aufgaben. 

Zum Beispiel dafür zu sorgen, dass es Unterhalt erhält. 

Vormundschaft: Bei einer Vormundschaft übernimmt jemand anderes die Aufgaben der Eltern. Zum 

Beispiel, wenn diese sich nicht mehr um das Kind kümmern können oder dürfen. 

Pflegschaft: Wenn jemand Anderes nur bestimmte Aufgaben der Eltern übernimmt, nennt man dies 

eine Pflegschaft. 

Leistungsbezug 

BG-Nummer (Bedarfsgemeinschafts-Nummer): Diese Nummer finden Sie auf Ihrem Jobcenterbescheid. 

Kindergeld 

EU: Europäische Union. Sind Sie nicht sicher, ob das Land zur EU gehört? Schauen Sie unter diesem 

Link nach: Informationen zu den Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

https://www.auswaertigesamt.de/de/aussenpolitik/europa/eu-mitgliedstaaten-node 

EWR: Europäischer Wirtschaftsraum. Der EWR umfasst neben der EU Norwegen, Island, Groß- 

britannien und Liechtenstein. 

Leistungen aus dem Ausland, die mit dem Kindergeld vergleichbar sind, sind zum Beispiel: 

Kinderzuschüsse zu Renten aus Österreich, bestimmte Kinderrenten nach bundesrechtlichen 

Vorschriften der USA, staatliche türkische Kinderzuschläge für Kinder von Bediensteten des Staates 

und der staatlichen Betriebe. 

Hierzu zählen auch Leistungen für Kinder, die Sie von einer zwischen- oder überstaatlichen Stelle 

bekommen. So eine Stelle ist zum Beispiel die EU. Ein Beispiel für so eine Leistung sind die 

Kinderzulagen der EU. Der Kinderzuschlag ist keine Leistung, die mit dem Kindergeld vergleichbar ist. 

Sind Sie unsicher, ob Sie Leistungen aus dem Ausland erhalten, die mit Kindergeld vergleichbar sind? 

Dann sprechen Sie bitte mit Ihrer zuständigen Unterhaltsvorschuss-Stelle. Diese hilft Ihnen gern weiter. 

Leistungen für Waisen 

Wenn ein Elternteil verstorben ist, kann Ihr Kind Waisenbezüge bekommen. Das sind vor allem 

Waisenrente aus der gesetzlichen Unfall- oder aus der gesetzlichen Rentenversicherung, Waisengeld 

aus der Beamten- oder Soldatenversorgung, Waisenbezüge aus den berufsständischen 

Versorgungswerken (z. B. für Apotheker und Ärzte), Waisenrente (einschließlich der Grundrente) nach 

dem Bundesversorgungsgesetz oder nach Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar 

erklären. Waisenbezüge sind auch: Schadenersatzleistungen wegen des Todes des anderen Elternteils 

oder Stiefelternteils. Diese kann Ihr Kind als Rente oder einmalig als Abfindung bekommen. 

 

Zum Punkt 2: Angaben zum antragstellenden Elternteil 

Gesetzliche Vertretung 

Eine Vormundschaft kommt sowohl bei Minderjährigen als auch bei Volljährigen vor. Hier übernimmt 

jemand anderes die gesetzliche Vertretung von Ihnen bspw. gegenüber Behörden. Zum Beispiel, wenn 

sich nicht mehr um das Kind gekümmert werden kann oder darf. Eine gesetzliche Betreuung ist eine Hilfe 

für Erwachsene. Dabei hilft ein Betreuer oder eine Betreuerin Ihnen Ihren Alltag zu regeln. 

Familienstand 

Der Familienstand bezieht sich immer auf Ihre aktuelle Situation. Daher kann sich der Familienstand auch 

schnell ändern. Beispielsweise könnte Ihr Ehepartner verstorben sein. Und Sie könnten dann neu 

geheiratet haben. Dann ist Ihr aktueller Familienstand „verheiratet“. Bitte teilen Sie Ihrer zuständigen 

Unterhaltsvorschuss-Stelle sofort mit, wenn sich Ihr Familienstand ändert. 

http://www.auswaertigesamt.de/de/aussenpolitik/europa/eu-mitgliedstaaten-node
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Zum Punkt 3: Angaben zum anderen Elternteil 

Weitere Einkünfte 

BG-Nummer (Bedarfsgemeinschafts-Nummer): Diese Nummer finden Sie auf Ihrem Jobcenterbescheid. 

Gesetzliche Vertretung 

Siehe zum Punkt 2. 

Zum Punkt 4: Angaben zur Elternschaft 

Vaterschaftsklärung 

Wenn ein Kind keinen rechtlichen Vater hat, kann sich das auf zwei Wegen ändern: Der Vater kann die 

Vaterschaft anerkennen. Oder die Mutter, das Kind oder der Vater können die Vaterschaft vom Gericht 

feststellen lassen. 

Wenn ein Kind in einer Ehe geboren wurde, so gilt immer der Ehemann als rechtlicher Vater des Kindes. 

Nur durch ein gerichtliches Vaterschaftsanfechtungsverfahren kann die rechtliche Vaterschaft des 

Ehemanns beseitigt werden. 

Für den besonderen Fall der Geburt eines Kindes in der Ehe nach Anhängigkeit eines 

Scheidungsantrags, gilt zwar zunächst trotzdem der Ehemann als rechtlicher Vater des Kindes, auch 

wenn der biologische Vater ein anderer ist, abweichend von dem gerichtlichen 

Vaterschaftsanfechtungsverfahren kann die Vaterschaft des Ehemanns aber auch durch urkundliche 

Anerkennung der Vaterschaft eines anderen Mannes und Zustimmung der Mutter (Ehefrau) und des 

Ehemanns zur Anerkennung der Vaterschaft des Dritten beseitigt werden. Die Anerkennung der 

Vaterschaft wird in diesem Fall mit Rechtskraft der Scheidung wirksam. 

Zum Punkt 5: Angaben zum Unterhalt 

Unterhaltstitel (Unterhaltsfestsetzungsbeschluss, Unterhaltsverpflichtungsurkunde, 

gerichtlicher Vergleich über den Unterhalt o.ä.) 

In einem Unterhaltstitel geht es darum, den Unterhalt für ein Kind festzulegen. Ein Elternteil verpflichtet 

sich dabei, Unterhalt für das Kind zu zahlen. Das macht der Elternteil, bei dem das Kind nicht lebt. Der 

Elternteil, bei dem das Kind lebt, bekommt den Unterhalt. Man kann den Unterhaltstitel beim Jugendamt 

beantragen. Es gibt auch Titel, die einen Elternteil gegen seinen Willen verpflichten, Unterhalt zu zahlen. 

Antrag auf Unterhaltsfestsetzung 

Mit dem Antrag auf Unterhaltsfestsetzung wird schnell und einfach geklärt, dass dem Kind Unterhalt 

zusteht. Meistens ist es der Beistand oder die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt des Kindes, der 

beim Amtsgericht den Antrag auf Unterhaltsfestsetzung stellt. 
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Merkblatt zum Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) 
 

Bitte lesen Sie sich das Merkblatt aufmerksam durch und heben Sie eine Ausfertigung 
bei Ihren Unterlagen auf!  

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Unterhaltsvorschussstelle. 
Zur Angabe der Daten im Antrag auf Gewährung von Leistungen nach dem UVG sind Sie gem. §§ 60 ff. 
Sozialgesetzbuch – Erstes Buch – (SGB I) sowie § 1 Abs. 3 UVG verpflichtet. 

1. Wer hat Anspruch auf die Unterhaltsvorschussleistung nach dem UVG? 

Berechtigt nach dem UVG ist das Kind. Die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Leistungen müssen 
deshalb in der Person des Kindes erfüllt sein. Ein Kind hat Anspruch auf die Unterhaltsvorschussleistung, 
wenn es 

a) das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat und 

b) im Bundesgebiet bei einem seiner Elternteile lebt, der 

 ledig, verwitwet oder geschieden ist oder 

 von seinem Ehegatten oder Lebenspartner dauernd getrennt lebt oder 

 dessen Ehegatte oder Lebenspartner für voraussichtlich wenigstens 6 Monate in einer Anstalt 

untergebracht ist und 

c) nicht oder nicht regelmäßig mindestens in der nach Abschnitt 3 in Betracht kommenden Höhe 

 Unterhalt von dem anderen Elternteil oder 

 wenn dieser oder der Stiefelternteil verstorben ist, Waisenbezüge erhält. 

d) Kinder ab dem vollendeten 12. Lebensjahr bis zur Vollendung des 18. Lebensjahr haben ebenfalls 

unter den o. a. Voraussetzungen einen Anspruch auf Leistungen nach dem UVG, wenn 

 das Kind oder der alleinerziehende Elternteil keine Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch 

Zweites Buch (SGB II) bezieht oder durch die Unterhaltsvorschussleistung die Hilfebedürftigkeit 

des Kindes vermieden werden kann oder  

 der alleinerziehende Elternteil ein monatliches Einkommen von mindestens 600 Euro brutto hat 

und nur ergänzend Leistungen nach dem SGB II bezieht. 

e) Ausländer: 

Bei ausländischen Staatsangehörigen müssen zusätzliche weitere ausländerrechtliche 

Voraussetzungen vorliegen. Diese werden im Einzelfall geprüft (vorzulegen ist unbedingt der 

jeweilige Aufenthaltstitel). 

 

2. Wann besteht kein Anspruch auf die Unterhaltsleistung? 

Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn 

 beide Elternteile in häuslicher Gemeinschaft miteinander leben, unabhängig davon, ob sie 

miteinander verheiratet sind oder nicht oder 

 beide Elternteile das Kind gemeinsam betreuen bzw. eine erhebliche Mitbetreuung durch den 

anderen Elternteil erfolgt oder 

 der alleinerziehende Elternteil, bei dem das Kind lebt, heiratet (auch wenn es sich dabei nicht um 

den anderen Elternteil handelt) bzw. verheiratet ist oder eine Lebenspartnerschaft im Sinne des 

Lebenspartnerschaftsgesetzes (LPartG) eingeht, (hierzu können auch ausschließlich religiös 

geschlossene Ehen zählen) oder 

 in der häuslichen Gemeinschaft von Kind und Elternteil auch ein Stiefvater oder eine Stiefmutter des 

Kindes oder ein Lebenspartner im Sinne des LPartG lebt (z.B. durch Heirat oder Wiederheirat des 

Elternteils, bei dem das Kind lebt, oder durch die Eintragung einer Lebenspartnerschaft des 

Elternteils, bei dem das Kind lebt), oder  

 das Kind nicht von einem Elternteil betreut wird, sondern sich z. B. in einem Heim oder in 

Vollzeitpflege bei einer anderen Familie befindet, oder 

 von z.B. zwei Kindern je eines bei einem der Elternteile wohnt und jeder der Elternteile für den vollen 

Unterhalt des bei ihm lebenden Kindes allein aufkommt, oder 

 der alleinerziehende Elternteil sich weigert, die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen oder bei der Feststellung der Vaterschaft oder des Aufenthaltes des anderen 

Elternteiles mitzuwirken, oder 

 das Kind Unterhaltszahlungen in ausreichender Höhe (vgl. Abschnitt 3) von dem anderen Elternteil 

bzw. demjenigen, der sich für den Vater des Kindes hält, erhält, oder 

 der andere Elternteil seine Unterhaltspflicht durch Vorauszahlung erfüllt hat, oder 

 der andere Elternteil von der Unterhaltszahlung freigestellt worden ist, oder 
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 der alleinerziehende Elternteil auf den Unterhalt für das Kind verzichtet hat, oder 

 ab Vollendung des 12. Lebensjahres des Kindes, das Kind oder der alleinerziehende Elternteil 

Leistungen nach dem SGB II beziehen oder der alleinerziehende Elternteil SGB II - Leistungen 

bezieht und gleichzeitig ein Einkommen von weniger als 600,00 Euro brutto hat, oder 

 der alleinerziehende Elternteil von seinem Ehegatten oder Lebenspartner nicht dauernd getrennt lebt 

oder dessen Ehegatte oder Lebenspartner für voraussichtlich weniger als 6 Monate in einer Anstalt 

untergebracht ist. 

 

3. Wie hoch ist Unterhaltsleistung nach dem UVG? 

 

Die Unterhaltsleistung basiert auf dem in § 1612a Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) geregelten 

Mindestunterhalt. Hiervon wird das für ein erstes Kind zu zahlende Kindergeld abgezogen, wenn der 

alleinerziehende Elternteil Anspruch auf das volle Kindergeld hat. 

 

Es ergeben sich ab dem 01.01.2025 hieraus die folgenden monatlichen Leistungsbeträge: 

 

Kinder 0 – 5 Jahre 227,00 Euro 

Kinder 6 – 11 Jahre 299,00 Euro 

Kinder 12 – 17 Jahre 394,00 Euro 

 

Erhält das Kind (regelmäßig) Unterhaltszahlungen des anderen Elternteils oder nach dessen Tod oder dem 

Tod eines Stiefelternteils Waisenbezüge, so werden diese von dem Betrag der o.g. Leistung nach dem UVG 

abgezogen. 

 

Das Einkommen des Kindes aus zumutbarer Arbeit und/oder Vermögen, sofern es keine allgemeinbildende 

Schule mehr besucht (ab dem 15. Lebensjahr), wird bei der Berechnung des UV-Zahlbetrag ebenfalls 

berücksichtigt.  

 

4. Ab wann wird die Unterhaltsleistung gezahlt? 

 

Die Unterhaltsleistung wird ab Beginn der Antragstellung für den Antragsmonat gezahlt. Sie kann rückwirkend 

für den letzten Monat vor dem Monat der Antragstellung gezahlt werden, soweit die unter Nummer 1 

genannten Voraussetzungen bereits in dieser Zeit erfüllt waren und es nicht an zumutbaren Bemühungen 

gefehlt hat, den unterhaltspflichtigen Elternteil zu Unterhaltszahlungen zu veranlassen. 

 

5. Welche Pflichten haben der alleinerziehende Elternteil und der gesetzliche Vertreter des 

Kindes, wenn sie die Leistung nach dem UVG beantragt haben oder erhalten? 

Der alleinerziehende Elternteil und der gesetzliche Vertreter des Kindes müssen der 
Unterhaltsvorschussstelle nach der Antragstellung unverzüglich alle Änderungen anzeigen, die für die 
Leistung nach dem UVG von Bedeutung sind, und zwar insbesondere, 

 wenn das Kind nicht mehr ausschließlich bei dem alleinerziehenden Elternteil lebt (z.B. wegen 

Aufenthalt in einem Heim, bei Pflegeeltern, bei dem anderen Elternteil oder bei einer Inobhutnahme), 

 wenn sich der Betreuungsumfang des Kindes durch den anderen Elternteil nicht nur geringfügig 

erhöht hat, 

 wenn der alleinerziehende Elternteil heiratet, (auch, wenn es sich bei dem Ehepartner nicht um den 

anderen Elternteil handelt, wenn die Eheschließung im Ausland vollzogen und keine Anerkennung 

der Eheschließung nach deutschen Recht erfolgt ist oder es sich um eine Zweit-, Dritt-, etc.-Ehe 

handelt), eine Lebenspartnerschaft nach dem LPartG eingeht oder mit dem anderen Elternteil 

zusammenzieht, 

 wenn der alleinerziehende Elternteil und/oder das Kind umzieht, 

 wenn der alleinerziehende Elternteil mit dem anderen Elternteil oder dem Stiefelternteil 

zusammenzieht, 

 wenn ein weiteres gemeinsames Kind zum anderen Elternteil zieht, 

 wenn der bisher unbekannte Aufenthalt des anderen Elternteils in Erfahrung gebracht werden 

konnte, 

 wenn bei SGB II-Bezug das Einkommen des alleinerziehenden Elternteiles sinkt, 
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 wenn der andere Elternteil Unterhalt für das Kind zahlt bzw. regelmäßig zahlen will oder wenn 

Unterhalt für das Kind gepfändet wird, 

 wenn der andere Elternteil oder das Kind gestorben ist, 

 wenn für das Kind Halbwaisenrente gewährt wird, 

 wenn das Kind das 15. Lebensjahr vollendet hat und keine allgemeinbildende Schule mehr besucht, 

 wenn das Kind das 15. Lebensjahr vollendet hat und keine allgemeinbildende Schule mehr besucht 

und eigenes Einkommen (z.B. Ausbildungsvergütung) oder Einkommen aus Vermögen hat, 

 wenn sich die Bankverbindung des alleinerziehenden Elternteils ändert, 

 wenn der alleinerziehende Elternteil eine Beistandschaft für sein Kind einrichten lässt oder einen 

Rechtsanwalt mit der Geltendmachung des Kindesunterhalts beauftragt, 

 wenn die Vaterschaft des Kindes festgestellt wird, 

 wenn die Vaterschaft des rechtlichen Vaters durch gerichtliche Entscheidung ausgeschlossen ist,  

 wenn ein Unterhaltstitel für das Kind geschaffen wird oder wurde. 

Die (Wieder-)Heirat bzw. die Eintragung einer Lebenspartnerschaft des Elternteils, bei dem das Kind lebt, 
sowie den Umzug des Kindes von einem Elternteil zum anderen Elternteil ist der Unterhaltsvorschussstelle 
vorab mitzuteilen.  
Die vorsätzliche oder fahrlässige Verletzung dieser Anzeigepflicht kann mit einem Bußgeld geahndet werden. 
 
6. In welchen Fällen muss die Leistung nach dem UVG ersetzt oder zurückgezahlt  

werden? 

Hat ein Kind zu Unrecht Unterhaltsleistungen erhalten, muss vom alleinerziehenden Elternteil der Betrag 
ersetzt oder zurückgezahlt werden, wenn 

 (bei der Antragsstellung) vorsätzlich oder fahrlässig falsche oder unvollständige Angaben 

gemacht worden sind, oder  

 nach der Antragstellung die Anzeige- und Mitteilungspflicht nach Abschnitt 5 dieses Blattes 

verletzt worden ist, oder 

 der alleinerziehende Elternteil gewusst oder infolge Fahrlässigkeit nicht gewusst hat, dass die 

Voraussetzungen für die Zahlung der Unterhaltsleistung nicht erfüllt waren, oder 

 wenn das Kind nach der Antragstellung Einkommen erzielt hat, das bei der Berechnung der 

Leistung nach dem UVG hätte abgezogen werden müssen (vgl. Abschnitt 3 dieses Blattes). 

Das Kind muss die Unterhaltszahlung zurückzahlen, wenn es nach Antragstellung 

 von dem anderen Elternteil in einem Monat Unterhalt erhalten hat, für den Unterhaltsvorschuss 

gewährt wurde oder 

 Waisenbezüge erhalten hat, die bei der Berechnung der Höhe der Unterhaltsleistung hätten 

angerechnet werden müssen. 

 

7. Wie wirkt sich die Leistung auf andere Sozialleistungen aus? 

Die Unterhaltsleistung nach dem UVG schließt, zumindest bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres eines 
Kindes, z. B. den Sozialhilfeanspruch oder den Anspruch auf Bürgergeld des Kindes nicht aus. Sie wird 
aber als vorrangige Sozialleistung auf die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes 
Buch (SGB XII) bzw. das Bürgergeld nach dem SGB II angerechnet.  
 
Für Kinder ab dem 12. Lebensjahr vergleiche Punkt 2. drittletzter Spiegelstrich dieses Merkblattes. 
Hinweis: 
Das Bundesfamilienministerium hat eine ausführliche Broschüre zum UVG 
herausgegeben. Sie können diese Broschüre beim 
Bundesfamilienministerium auf der Homepage herunterladen 
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/der-unterhaltsvorschuss-
73764 

 
 
 
 
 
 
 


